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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: 1) °.‚„.„.‚.. ..... „„.„o„°°„„
‘ 2)
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Beklagter und Revisionsbeklagter,

. .Belgeladen:
ooooooooouoooeoooooooauoonenaonooeeoooo

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 22° November 1966 durch

Senatspräsident S t e n g e l

4
— Vorsitzender —,

Buhdesrichter Dr„ N e u h a u s und

Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t ,
Bundessozialrichter R e i n k 6 s t e r und

Bundessozialrichter F r e i g a n g

für Recht erkannt:

Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Lah—

dessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 230 Okto-

ber l96} wird als unbegründet zurückgewiesen„

> -' ’ Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Kläger begehren Witwen— und Waisenversorgung aus

Anlaß des Todes ihres verstorbenen Ehemannes und Vaters

Franz 8:13:13 Dieser war im 2° Weltkrieg Wachtmeister

der Reserve bei der Wasserschutzpolizei‚ erlitt im

Winter l9ü} einen Dienstunfall und war seit 19#4 wegen
einer Hüftgelenksentzündung in laufender Lazarettbe-

handlung, aus der er erst im April 1946 entlassen wurdeo
Er starb am 8° Juni 1953 im Städtischen St° Josefs—

Krankenhaus in Potsdam an einem "Karzinom im Pankreas—

kopf mit Verschlußikterus", nachdem er im Winter l948/49

wegen einer Lungentuberkulose in Heilstättenbehandlung

und in der Folgezeit wiederholt wegen seiner schon im

Dienst bei der Wasserschutzpolizei aufgetretenen Hüft—

gelenksentzündung in Krankenhausbehandlung gewesen war„

Seit dem Jahre 1946 hatte der Verstorbene‚ bei dem eine
tuberkulöse Erkrankung des rechten Hüftgelenks mit Ver—

steifung und eine völlige Versteifung des rechten Knie—

gelenks festgestellt worden war, Von der Sozialversichem

rungsanstalt Brandenburg Invalidenrente bezogen„ im ‘

Jahre 1951 war ihm auch ein Pflegegeld bewilligt wordeno

Nach seinem Tode übersiedelten die Kläger im Jahre 195%

in die Bundesrepublik Deutschland und beantragten noch

in demselben Jahr die Gewährung von Witwen— und Waisen—

rente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG), weil das

zum Tode führende Krebsleiden ihres Ehemannes und Va—

ters mit der auf den Unfall im Kriegsdienst im Jahre 1943

zurückzuführenden Hüftgelenkserkrankung und «verstei-

fung im ursächlichen Zusammenhang gestanden habe„ Mit
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Bescheid vom 15“ August 1956 wurde der Antrag abgelehnt;

auch der Widerspruch hatte keinen Erfolg° Dabei wurde im
Widerspruchsbescheid vom 18" Januar 1957 ua ausgeführt,
daß ebensowenig wie Witwen- und Waisenrente auch Witwen—

' und Waisenbeihilfe gewährt werden könne, weil die Voraus-

setzungen des 5 48 BVG nicht gegeben seien°

Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) Dortmund

270 Februar 1958 erstattet und ist in diesem zu dem Er-
gebnis gekommen, daß der Tod des Ehemannes und Vaters

der Kläger an einer Bauchspeicheldrüsenkopfkrebsge—
schwulst mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nicht auf

séhädigende Einflüsse des Kriegsdienstes zurückzuführen
Sei; ebenso unwahrscheinlich sei, daß der Verstorbene

ohne die schädigenden Einflüsse des Kriegsdienstes min-

destens ein Jahr länger gelebt hätte als dies tatsäch-
lich der Fall gewesen sei„ Die Kläger haben daraufhin

den von ihnen geltend gemachten Anspruch auf Witwen— und

Waisenrente nicht weiter aufrechterhalten und nur noch

die Gewährung von Witwen— und Waisenbeihilfe begehrt° Das

SG hat die Klage mit Urteil vom 2° Oktober l959 ab—

gewiesen, weil die Gewährung eines Pflegegeldes von mo-

natlich DM 40,—- durch die Sozialversicherungsanstalt

Brandenburg an den Verstorbenen keine Rechtsgrundlage für

die Gewährung von Witwen— und Waisenbeihilfe nach 5 48 BVG

bilde; im übrigen sei auch zweifelhaft, ob der Ehemann

‘und Vater der Kläger überhaupt hilflos im Sinne des @ 35

BVG gewesen sei° ' ' '

Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat

mit Urteil vom 23„ Oktober 1963 die Berufung der Kläger

zurückgewiesen: Daß der Verstorbene in der sowjetischv

-4\-
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besetzten Zone eine sog° Kriegsinvalidenrente bezogen ha—

be, sei nach der Auskunft der Sozialversicherungskreis—

geschäftsstelle in Rathenow vom 140 Januar 1955 und den

von der Sozialversicherungsansta1t Brandenburg beigezogenen

Rentenvorgängen des Verstorbenen nicht zweifelhaftn Ob

allerdings der Verstorbene auch bis
zu seinem Tode die Ren—

te eines Erwerbsunfähigen und
Pflegegeld

bezogen habe„ er—

gebe sich aus den beigezogenen Vorgängen nichto Im Früh-

jahr 1951 sei er zwar noch völlig arbeitsunfähig und pfle-

gebedürftig gewesen, wie der Beratungsarzt der Sozialver-

sicherungskasse Rathenow in seiner Bescheinigung vom
9° Mai 1951 bestätigt habe; jedoch fehlten für die Folge-

zeit solche amtlichen schriftlichen Unterlagen„ Auf den

Nachweis der Gewährung einer Kriegsinvalidenrente wegen

völliger Arbeitsunfähigkeit und Pflegegeld bis zum Tode

komme es im vorliegenden Fall aber gar nicht an‚ so daß

dahingestellt bleiben könne, ob diese Bezüge dem Ver-

storbenen bis zum Tode gewährt worden seien„ Dahinge—

stellt könne auch bleiben‚ ob die bei dem Verstorbenen

festgestellte Hüftgelenkserkrankung eine Folge seines

Kriegsdienstes bei der Wasserschutzpolizei gewesen

sei° Denn selbst wenn alles dies so gewesen wäre‚ würden

dadurch noch nicht die Voraussetzungen des @ 48 Abs„ 1 BVG

erfüllt sein‚ nämlich daß der Ehemann und Vater der Kläger

ein "Beschädigter" gewesen sei, der "bis zum Tode die Ren—

te eines Erwerbsunfähigen oder Pflegezulage bezogen habe"„

Denn die in der sowjetisch besetzten Zone an die Kriegs—

invaliden gewährten Bezüge auf Grund der dort geltenden

gesetzlichen Vorschriften seien nicht Bezüge im Sinne des

5 48 Abs° 1 BVG° Im übrigen, so hat das LSG weiter ausge—
führt, habe der Beklagte eine Entscheidung über die Ge—

währung von Beihilfe als Kannleistung nach @ 48 Abs„ 1

Satz 2 BVG idF des vom 1„ Juni 1960 an geltenden Ersten.

..5...
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Neuordnungsgesetzes (l„ NOG) noch nicht getroffen, so daß

insoweit auch noch keine gerichtliche Entscheidung ergehen

könne“ Das Berufungsgericht hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses ihnen am 10. Februar 1964 zugestellte Urteil

des LSG haben die Kläger mit Schriftsatz vom 14° Februar

1964, eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG) am
15° Februar 1964, Revision eingelegt° Mit der am 25„ März

1964 eingegangenen Revisionsbegründungsschrift vom 23, März

1964 rügen sie die Verletzung des 5 48 Abs, 1 BVG und
tragen vor, das Berufungsgericht habe ihren Anspruch auf

Witwen- und Waisenbeihilfe zu Unrecht abgelehnt° Der Ver—

storbene habe bis zu seinem Ableben eine Kriegsinvaliden-

rente von monatlich DM 156,60 zuzüglich DM 40,—— Pflege-
geld bezogen, das ihm vom 1° März 1951 an wegen völliger

Hilflosigkeit gewährt worden sei, Bei dem der Gewährung

des Pflegegeldes zugrunde liegenden Leidenszustand (Hüft—

gelenkstuberkulose) könnten berechtigte Zweifel am Fort—

bestehen der Hilflosigkeit bis zum Tode nicht bestehen;

da es sich im übrigen bei der Rente um eine Kriegsinva—

lidenrente gehandelt habe, habe das LSG auch die tatbe—

standsmäßigen Voraussetzungen des % 48 Abs, 1 BVG unter—
stellen können° Dem LSG könne nicht gefolgt werden, wenn

es die Anwendung des % 48 Abs„ 1 BVG in ihrem Fall des-

halb für unzulässig halte, weil es sich bei den von dem

Verstorbenen bezogenen Leistungen um solche nach der in

der sowjetisch besetzten Zone geltenden Verordnung (VO)

über die Zahlung von Renten an Kriegsinvaliden und Kriegs—

hinterbliebene vom 21° Juli l948_gehandelt habe; eine
derartige Einschränkung könne jedenfalls dem 5 48 Abs° 1

BVG nicht entnommen werden, diese Vorschrift erfordere

lediglich, daß ein Beschädigter bis zu seinem Tode die

Rente eines Erwerbsunfähigen oder Pflegezulage bezogen

_5_
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habe und nicht an einem Schädigungsleiden gestorben seio

Das sei aber bei ihrem Ehemann und Vater der Fall9 wobei

es gleichgültig sei, ob Erwerbsunfähigkeitsrente oder

Pflegezulage nach dem BVG9 nach "bisherigen versorgungs—

rechtlichen" Vorschriften im Sinne des @ 85 BVG oder nach

der Sowjetzonen—VO vom 21„ Juli 1948 gewährt und ge«
zahlt worden seien„ Schließlich dürfe auch nicht über—

sehen werden9 daß eine Auslegung des @ 48 Abso 1 BVG

wie die durch das Berufungsgericht zu unbilligen Härten

gerade für Hinterbliebene von Schwerbeschädigten aus
der Ostzone führen müsseo

Die Kläger beantragen‚

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-West_

falen vom 230 Oktober 1965 und das Urteil des Sozi—
algerichts Dortmund vom 20 Oktober 1959 sowie die

„ Bescheide des Beklagten vom 15„ August 1956 und

l8„ Januar 1957 aufzuheben und den Beklagten zu

verurteilenp den Klägern vom 10 Dezember 1954 an
Witwen— und Waisenbeihilfe zu gewähren, _

_
hilfsweise‚

unter Aufhebung des Urteils des Landessozialge==

richts den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

.
und Entscheidung an das Vordergericht zurückzuver—

weiseno

Der Beklagte beantragt‚

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

In Übereinstimmung mit dem Beigeladenen hält er das an—
gefochtene Urteil für zutreffendo
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Auf die Schriftsätze der Kläger vom 140 Februar 1964

und 230 März 1964 sowie auf die Schriftsätze des Be—

klagten und des Beigeladenen vom 8„ April und 90 April

1964 wird verwiesen„

Die vom LSG zugelassene Revision (@ 162 Abs° 1 Nr() 1 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) ist von den Klägern form—

und fristgerecht eingelegt und begründet worden (5 164

Abso 1 Satz 1 SGG) und deshalb zulässig„

Die Revision ist jedoch nicht begründetc

Nachdem wie dargelegt die Kläger bereits im Verfahren

vor dem SG ihren An8pru0h auf Witwen— und Waisenrente

fallengelassen haben‚ besteht Streit zwischen den Be—

teiligten nur noch darüber, ob den Klägern nach 5 48
Abs„ 1 Satz 1 BVG Witwen— und Waisenbeihilfe — als An—

spruch — zustehto Nach dieser Vorschrift erhalten die

Witwe und die Waisen eines Beschädigten eine Witwen—

und Waisenbeihilfe9 wenn dieser bis zu seinem Tode die

Rente eines Erwerbsunfähigen (100 VQHQ) oder Pflegezu—

_lage bezogen hat und nicht an den Folgen einer Schädigung

gestorben ist° Die Auffassung des Berufungsgerichts, daß

den Klägern eine Witwen— und Waisenbeihilfe nach 5 48
Abs° 1 Satz 1 BVG nicht gewährt werden kann? ist recht—

lich nicht zu beanstandenq ’

Das LSG hat festgestellt? daß der — nach Lage der Sache

nicht an den Folgen einer Schädigung — verstorbene Ehe—

mann und Vater der Kläger in der sowjetisch besetzten

Zone bis zu seinem Ableben von der Sozialversicherungsan—
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' stalt des Landes Brandenburg nach Maßgabe der VO über

die Zahlung von Renten an Kriegsinvaliden und Kriegs—

hinterbliebene vom 210 Juli 1948 "Kriegsinvalidenren—

te" bezogen hat; dabei sind “Invaliden” im Sinne die-

ser VO Personen? die als Angehörige der früheren deut—

schen Wehrmacht arbeitsunfähig geworden sind (5 2

Abso 1 der VO), doha die während der Zeit militäri—

scher Dienstleistung durch Krankheit oder äußere Ein—

wirkungen Gesundheitsstörungen erlitten haben und da—

durch mindestens 66 2/5 VÜH„ dauernd oder vorüberge—

hend erwerbsgemindert sind (5 2 Abs° 2 der VO) oder

— als rentenberechtigte Männer - das 650 Lebensjahr

vollendet haben (@ 2 AbSo 5 der VO)O Es hat weiter
festgestellt‚ daß dem Verstorbenen im Frühjahr 1951

wegen "völliger Arbeitsunfähigkeit (100 V„Ho) und

Pflegebedürftigkeit" — in Anwendung des @ 17 Abso 2
Buchst° d der VO vom 210 Juli 1948 i0Vom„ @ 45 der VO

über Sozi81pflichtversicherung (VSV) vom 283 Janu—

ar 1947 — auch ein "Pflegegeld" (monatlich 40„— DM)

bewilligt worden ist„ Das LSG hat jedoch nicht ge«
glaubt auch feststellen zu können‚ das Pflegebedürf—

tigkeit und völlige Arbeitsunfähigkeit bis zum Tode
bestanden haben9 da Unterlagen für die dahingehenden

Behauptungen der Kläger nicht vorhanden seieno Dieser

Feststellung bedurfte es jedoch auch nicht? ebenso”

wenig wie derjenigen7 in welchem Umfange die der Ge—

währung der "Kriegsinvalidenrente" an den Verstorbe»

nen zugrundeliegende Hüftgelenkserkrankung als Folge

des Unfalls bei der Wasserschutzpolizei im Jahre 1943

anerkannt gewesen isto Denn selbst dann? wenn "Kriegs“

invalidenrente“ bei völliger Arbeitsunfähigkeit

(100 V„Ho) und Pflegegeld wegen "Pflegebedürftigkeit"
bis zum Tode allein wegen der Hüftgelenkserkrankung
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— als Folge des in Frage stehenden Unfalls in vollem Umfange —
gezahlt worden sind, kann dies nicht zu der von den Klägern

begehrten Versorgung nach 5 48 Abs„ 1 Satz 1 BVG führen; die

Voraussetzungen zur Gewährung von Witwen— und Waisenbeihilfe

nach dieser Vorschrift sind in keinem Falle gegeben°

Sinn und Zweck der Gewährung von Witwen— und Waisenbeihilfe

nach @ 48 Abso 1 Satz 1 BVG ist es‚ den Wegfall der Versor»

gungsbezüge eines nicht an den Folgen einer Schädigung ge—

storbenen erwerbsunfähigen Schwerbeschädigten oder Pflege—

zulageempfängers auszugleichen, mit denen in der Regel der

Familienunterhalt bis zum Ableben bestritten werden ist

(vgl„ BSG 79 108„ ll2)c Dabei hat das BSG in ständiger

Rechtsprechung (BSG l‚ 210‚ 215; 77 108‚ 110) in einer eben—

falls dem Sinn und Zweck des @ 48 Abs„ 1 Satz 1 BVG Rechnung‘

tragenden Auslegung dieser Vorschrift über eine reine Wortin—

terpretation hinaus — und entgegen dem für die Auslegung des

materiellen Rechts regelmäßig geltenden Grundsatz‚ daß die

Voraussetzungen? an die das Gesetz einen Anspruch knüpft9 wäh—

rend der zeitlichen Geltungsdauer des Gesetzes verwirklicht

sein müssen — entschieden‚ daß das BVG ebenso wie die Versorw

gung der Kriegsbeschädigten auch diejenige der Hinterbliebe—

nen ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der von dem Beschädigten

erlittenen Schädigung neu geregelt hat; das hat9 aus den @@19

84, 85 BVG ohne weiteres erkennbar? zur Folge? daß es einer

Versorgung nach der am lo Oktober 1950 in Kraft getretenen bun—

deseinheitlichen neuen Regelung der Kriegsopferversorgung nicht

im Wege steht9 wenn die Schädigung (im Sinne des BVG) und ihre

Folgen (Gesundheitsstörung oder Tod des Beschädigten) schon vor
dem ln Oktober 1950 eingetreten sind (BSG aaO)o Notwendig ist
jedoch in solchen Fällen? daß die in Frage kommenden Versorguns-
leistungen — wenn schon nicht im BVG selbst — ihre Rechtsgrunde
lage in den Vorschriften haben? die bis zum Inkrafttreten des
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BVG für die Versorgung der Kriegsopfer Gültigkeit

hatten? und die nach der Überleitungsvorschrift des

früheren @ 84 BVG — weil durch das BVG ersetzt — mit

dessen Inkrafttreten in Wegfall gekommen sind°

Diese nach 5 84 BVG in Wegfall gekommenen Versorgungs-

vorschriften —
reichsreohtliche bis zu ihrer Aufhe»

bung und solche7 die nach dem 80 Mai 1945 im Geltungs—

bereich des BVG vor dessen Inkrafttreten gegolten ha“

ben — sind aber im wesentlichen dieselben‚ die im

@ 85 BVG als "bisherige versorgungsreehtliche Vor”

schriften“ bezeichnet sind; soweit nach diesen "bishe-

rigen versorgungsrechtlichen Vorschriften" über die

Frage des ursächlichen Zusammenhangs einer Gesund“

heitsstörung mit einem schädigenden Vorgang im Sinne

des @ 1 BVG entschieden worden ist? ist diese Ent»

scheidung auch nach dem BVG rechtsverbindlich (@ 85

BVG)° Das bedeutet‚ daß zur Zusammenhangsfrage ergan-

geneg aber auch nur zu dieser ergangene Entscheidun—

gen nach “bisherigen", durch @ 84 BVG in Wegfall ge—
kommenen Versorgungsgesetzen insoweit in den Gel=

tungsbereioh des BVG übergeleitet worden und auch

nach diesem in vollem Umfang bestehen geblieben sind°

Es kann nicht zweifelhaft sein‚ daß in der sowjetisch

besetzten Zone nach dem 80 Mai 1945 ergangene ver»

sorgungsrechtliche Vorschriften — also dort im Zeit-

punkt des Inkrafttretens des BVG gültige Rechtsnormen

— wie die VO über die Zahlung von Renten an Kriegs—

invaliden und Kriegshinterbliebene vom 210 Juli 1948

nicht zu den "bisherigen versorgungsrechtlichen Vor=

schriften" im Öinne des 5 85 BVG gehören? und daß

deshalb die in der sowjetisch besetzten Zone nach
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dieser VO ergangenen Entscheidungen zur Zusammenhangs-

frage nach dem BVG nicht rechtsverbindlich sind: Der

Bezieher einer "Kriegsinvalidenrente" nach der VO vom

21„ Juli 1948 muß? auch wenn er nach @ 17 Abs„ 2 Buchst„d

der VO ioVom° @45 VSV noch ein zusätzliches Pflegegeld
bezieht9 bei einem Wechsel von der sowjetisch besetzten

Zone in die Bundesrepublik Deutschland etwaige Versorgungs—

ansprüche (nach dem BVG) unabhängig von den in der sowje—

)

tzten Zone auch zur Zusammenhangsfrage er*angenencf
- U
“

(1
)

r—D'“0 (is h

Entscheidungen erneut in vollem Umfange _ durch Antragstel—

lung (@ 1 BVG) — geltend machen„ ohne daß die Versorgungs—

behörde bei Prüfung des Anspruchs nach dem BVG an Unter»

suchungsergebnisse, Entscheidungen usw„ der Zonenbehörden

gebunden ist„ Nichts anderes kann für Hinterbliebene gelten;

zwar bezieht sich 5 85 BVG hinsichtlich der Zusammenhangs—

frage auch auf Entscheidungen9 die nach "bisherigen versor—

gungsrechtlichen Vorschriften" über den Versorgungsanspruch

von Hinterbliebenen ergangen — und damit rechtsverbindlich

geworden — sind (BSG 8‚ 16); wie bei Entscheidungen zur Zu—

sammenhangsfrage in der Beschädigtenversorgung muß es sich

aber auch hier um solche nach "bisherigen versorgungsrechte

lichen Vorschriften" im Sinne des 5 85 BVG handeln? zu denen9
wie dargelegt9 Rechtsnormen der sowjetisch besetzten Zone nicht

gehöreno Das ergibt sich schon daraus? daß? auch wenn es sich

bei den Ansprüchen auf Hinterbliebenenversorgung (nach dem

BVG oder nach "bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften")

um rechtlich selbständige Ansprüche handelt? jede Hinterbliew

benenversorgung sich nur an eine Entscheidung — nach dem BVG

oder nach "bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften" —
über den ursächlichen Zusammenhang eines schädigenden Vorgangs
mit einer Gesundheitsstörung oder_dem Tode desjenigen an—
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schließen kann? aus dessen Ableben Hinterbliebenenan—

sprüche hergeleitet werdeno

Aus alledem ergibt sich? daß auch bei einem geltend ge—
machten Anspruch auf Witwen— und Waisenbeihilfe nach

@ 48 Abs° 1 Satz 1 BVG die Voraussetzungen im Sinne die—-’

ser Vorschrift hinsichtlich des Bezugs der Rente eines
Erwerbsunfähigen oder einer Pflegezulage erfüllt sein

müssen? und zwar allein entweder nach den Vorschriften

des BVG selbst oder nach “bisherigen versorgungsrechtw

lichen Vorschriften" im Sinne des @ 85 BVG; versorgungs—

rechtliche Bestimmungen? die nach dem 80 Mai 1945 in der

sowjetisch besetzten Zone ergangen sind? sind unbencht—

lich (vgl° Wilke7 Handkommo zum BVG @85 Erl„ IV)G Das
nach sind die Voraussetzungen für eine Versorgung der

Kläger im Wege der Witwen— und Waisenbeihilfe nach 5 48

Abs° 1 Satz 1 BVG nicht erfüllte Der Bezug einer "Kriegs—

invalidenrente" - selbst bei völliger Arbeitsunfähig—

keit bis zum Tode — auf Grund der sowjetzonalen VO vom

21„ Juli 1948 stellt keinen Bezug einer Erwerbsunfähigw

keitsrente im Sinne des BVG oder "bisheriger versorgungsw

rechtlicher Vorschriften" dar‚ ein Bflegegeld nach Maß—

gabe des 5 17 Absc 2 Buchsto d dieser V0 und im Rahmen

der VO vom 280 Januar 1947 ist auch keine Pflegezulage
im Sinne des 5'55 BVG oder "bisheriger versorgungsrecht—

licher Vorschriften"„

Das Urteil des LSG‚ mit dem der Anspruch auf Gewährung

von Witwen— und Waisenbeihilfe nach @ 48 Abs° 1 Satz 1
BVG abgelehnt werden ist‚ weil die in der sowjetisch be—

setzten Zone nach dem 80 Mai 1945 ergangenen Versorgungs_
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bestimmungen keine Rechtsgrundlage für den Bezug solcher
Versorgungsleistungen darste116n‚ ist deshalb rechtlich

nicht zu beanstanden„ Die Revision der Kläger war? wie
geschehen‚ als unbegründet zurückzuweisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abso 1 SGG;
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